
 

 

Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der Fraktion BSW 

Entlastung der Kommunen bei Sicherheitsmaßnahmen für 
Großveranstaltungen  
 
 
 
 
Der Landtag möge beschließen: 
 

I. Der Landtag stellt fest, 
 

1. dass Maßnahmen zur Terrorabwehr nicht zu den Pflichtaufgaben der Kommunen 
gehören, sondern eine originäre staatliche Aufgabe darstellen. 

 
 

II. Die Staatsregierung wird aufgefordert, 
 

1. einen Landesfonds „Sicherheitsmaßnahmen für kommunale Großveranstaltungen“ 
einzurichten. 

2. den Fonds mit einem Gesamtvolumen von 5 Millionen Euro auszustatten. 
3. aus dem Fonds sollen Kommunen Zuschüsse für investive und organisatorische 

sicherheitsrelevante Maßnahmen erhalten, insbesondere für: 
o mobile Fahrzeugsperren und Poller, 
o Sicherheits- und Ordnungsdienste, 
o technische Infrastruktur wie Videoüberwachung, Notfallbeleuchtung oder 

digitale Zugangssysteme. 
4. die Förderhöchstsumme für Einzelmaßnahmen auf 250.000 Euro festzulegen. 
5. die Förderbedingungen so zu gestalten, dass insbesondere kleine und 

strukturschwache Kommunen prioritär entlastet werden. 
 
 
Begründung 
 
Nach geltendem Recht sind die Kommunen in Sachsen verpflichtet, bei 
Großveranstaltungen wie Weihnachtsmärkten, Stadtfesten oder anderen 
publikumsintensiven Ereignissen umfassende Sicherheitskonzepte zu erstellen und 
umzusetzen. Rechtsgrundlagen sind insbesondere das Sächsische Polizeibehördengesetz 
sowie die Sächsische Versammlungsstättenverordnung. 
Damit tragen Städte und Gemeinden die alleinige Verantwortung für Maßnahmen wie 
technische Sperren, Zugangskontrollen oder das Fluchtwegmanagement – unabhängig 
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davon, ob diese Maßnahmen der allgemeinen Gefahrenabwehr oder der Terrorprävention 
dienen. 
 
Die finanziellen Belastungen hierfür sind erheblich. Der Deutsche Städtetag weist 
bundesweit auf Kosten von bis zu 100.000 Euro pro Veranstaltung hin. Auch der 
Sächsische Städte- und Gemeindebund kritisiert eine zunehmende Überforderung der 
kommunalen Haushalte. Gerade kleinere Kommunen können solche Summen nicht aus 
eigener Kraft schultern, ohne andere Pflichtaufgaben zu gefährden. 
Die Abwehr terroristischer Bedrohungen ist jedoch eindeutig eine staatliche Kernaufgabe. 
Es ist daher nicht vertretbar, Kommunen dauerhaft mit Kosten zu belasten, die durch eine 
gesamtgesellschaftliche Sicherheitslage bedingt sind und über klassische kommunale 
Aufgabenbereiche hinausgehen. 
 
Ein Beispiel aus Thüringen zeigt, dass eine solche Unterstützung möglich und wirksam ist: 
Dort hat die Landesregierung ein Hilfsprogramm mit einem Gesamtvolumen von 5 
Millionen Euro eingerichtet. Sachsen sollte ein vergleichbares Modell nicht nur 
übernehmen, sondern an die spezifischen Anforderungen sächsischer Kommunen 
anpassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ronny Kupke, MdL 
BSW-Fraktion 
 
i. V. Jens Hentschel-Thöricht, MdL 
BSW-Fraktion 
 

Unterschrieben von
JENS HENTSCHEL-THÖRICHT
am 04.02.2026
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